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1. Aufstellungsbeschluss und Planungsanlass 

Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans ist die beabsichtigte Errichtung ei-

ner Biomethanaufbereitungs- und -einspeisungsanlage einschließlich der zugehö-

rigen technischen Anlagen, Lagerhallen, Nebenanlagen sowie der erforderlichen 

Erschließung im Ortsteil Rosien der Gemeinde Amt Neuhaus. Vorhabenträger ist 

die Agrarvereinigung e.G. Ziel des Vorhabens ist die Aufbereitung von Biogas aus 

der bestehenden Biogasanlage Darchau zu Biomethan sowie dessen anschließende 

Einspeisung in das Gasnetz. 

Zu diesem Zweck soll die bestehende Rohbiogasleitung aus Richtung Neuhaus bis 

zum Plangebiet verlängert werden. Das am Standort aufbereitete Biogas (Biome-

than) wird anschließend über eine neu zu errichtende Leitung mit erhöhtem Druck 

zum Einspeisepunkt in Brömsenberg transportiert. 

Die Errichtung der Biomethanaufbereitungsanlage dient der langfristigen Siche-

rung des wirtschaftlichen Betriebs der bestehenden Biogasanlage sowie der ange-

schlossenen Wärmenetze. Wirtschaftlich tragfähige Alternativen für den Weiterbe-

trieb der bestehenden Energieinfrastruktur bestehen derzeit nicht. 

Der geplante Anlagenstandort umfasst eine Fläche von etwa 2,53 ha in der Ge-

markung Rosien, Flur 9. Die Standortwahl erfolgt insbesondere vor dem Hinter-

grund der vorhandenen Gasinfrastruktur, die eine wirtschaftliche Nutzung beste-

hender Leitungen ermöglicht. Die Biomethanaufbereitungsanlage ist als Contain-

erlösung vorgesehen; vorhandene bauliche Anlagen sollen teilweise für technische 

Zwecke weitergenutzt werden. 

Der Planungsraum befindet sich derzeit im Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB. 

Frühere bauliche Anlagen und Aufschüttungen auf den betroffenen Flurstücken 

wurden von der zuständigen Bauaufsichtsbehörde als formell und materiell bau-

rechtswidrig eingestuft und deren Beseitigung angeordnet, da weder eine Privile-

gierung nach § 35 Abs. 1 BauGB vorlag noch öffentliche Belange im Sinne des § 

35 Abs. 3 BauGB gewahrt waren. 

Diese bauordnungsrechtlichen Verfahren verdeutlichen, dass ohne eine planungs-

rechtliche Neuordnung eine geordnete und rechtssichere Entwicklung des Standor-

tes nicht möglich ist. 

Vor diesem Hintergrund besteht ein städtebauliches Erfordernis, die Nutzung pla-

nungsrechtlich zu ordnen und die Voraussetzungen für die Umsetzung des Vorha-

bens zu schaffen. Ziel ist es daher, durch die Aufstellung eines Bebauungsplans 

ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Biowärme“ gemäß § 11 

Abs. 2 BauNVO festzusetzen und damit die Zulässigkeit der Biomethanaufberei-

tungs- und -einspeisungsanlage sowie der erforderlichen Neben- und Erschlie-

ßungsanlagen planungsrechtlich zu sichern. 

Der Rat der Gemeinde Amt Neuhaus stimmte dem Antrag der Agrarvereinigung 

e.G. auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens zu und beschloss die Aufstellung 

des Bebauungsplans am 04.12.2025 
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

• Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 

2017 (BGBl. I. S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 

22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) ·  

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

21. November 2017 (BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) ·  

• Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. 

Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 

Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) ·  

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) i. d. F. der Bekanntmachung 

vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46 - VORIS 21072 -) zuletzt geändert 

durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 578)  

• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i. d. F. 

der Bekanntmachung vom 17.Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 

20300 -) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.Juni 2023 

(Nds. GVBl. S. 111) ·  

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-

gesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. 

I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23.Oktober 

2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) ·  

• Niedersächsisches Raumordnungsgesetz (NROG) i. d. F. der Bekannt-

machung vom 6. Dezember 2017 (Nds. GVBl. S. 456 - VORIS 23100 -) 

zuletzt geändert durch Artikel 3 Gesetzes vom 17. April 2024  (Nds. GVBl. 

2024 Nr. 31) ·  

• Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) i. d. F. der Be-

kanntmachung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104 - VORIS 28100 -

) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. September 2022 

(Nds. GVBl. S. 578) ·  

• Niedersächsisches Gesetz über den Wald und die Landschaftsord-

nung (NWaldLG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. März 2002 (Nds. 

GVBl. S. 112 - VORIS 79100 -), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-

zes vom 17. Mai 2022 (Nds. GVBl. S. 315)  

• Hauptsatzung der Gemeinde Amt Neuhaus in der aktuellen Fassung 

2.2 Planungsgrundlagen 

• Auszug aus den Geodaten des Landesamtes für Geoinformation und Lan-

desvermessung Niedersachsen (LGLN) Regionaldirektion Lüneburg, Adolph-

Kolping-Straße 12, 21337 Lüneburg von 2025 © 2025 , dl-de/by-2-0“ 

• ETRS89. UTM 32N, EPSG-Code 25833; Höhenbezug DHHN2016 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in der Planzeichnung im 

Maßstab 1: 1000 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche von etwa 2,53 ha. Er 

erstreckt sich auf die Flurstücke 21 (tlw.), 27, 28 und 29 (tlw.) der Flur 9 in der 

Gemarkung Rosien. 
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4. Vorgaben aus übergeordneten Planungen 

Raumordnung 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei 

sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfas-

sende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben 

in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger 

der Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Fest-

legungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 

Raums. Für gemeindliche Bauleitplanverfahren besteht eine Anpassungspflicht. 

Bei den Grundsätzen der Raumordnung handelt es sich hingegen gemäß § 3 Abs. 

1 Nr. 3 ROG um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums 

als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessens-entscheidungen. Für 

nachgeordnete Bauleitplanverfahren besteht eine Berücksichtigungspflicht.  

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür sind § 4 Abs. 

1 ROG sowie der § 1 Abs. 4 BauGB. 

 

Flächennutzungsplan 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Amt Neuhaus stellt den 

Planungsraum derzeit als Dorfgebiet dar. Da die geplante Nutzung mit dieser Dar-

stellung nicht vereinbar ist, ist der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB nicht 

aus dem Flächennutzungsplan entwickelbar. Eine Änderung des Flächennutzungs-

plans im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB ist daher erforderlich. 
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5. Inhalt des Bebauungsplans 

5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Gebietsart 

Zur planungsrechtlichen Sicherung des Vorhabens wird im Bebauungsplan ein 

sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestim-

mung „Biomethanaufbereitung und -einspeisung“ festgesetzt. 

Die Festsetzung eines Sondergebietes ist erforderlich, da die beabsichtigte Nut-

zung ihrer Art nach weder einem Baugebiet gemäß §§ 2 bis 10 BauNVO eindeutig 

zugeordnet werden kann noch den typischen Nutzungen eines Gewerbe- oder In-

dustriegebietes entspricht. Bei der geplanten Anlage handelt es sich um eine tech-

nisch geprägte, standortgebundene Infrastruktur zur Aufbereitung von Biogas zu 

Biomethan sowie zur Einspeisung in das Gasnetz. Die Nutzung dient damit der 

Energieversorgung und weist einen besonderen funktionalen Charakter auf, der 

eine eigenständige planungsrechtliche Steuerung erfordert. 

Zulässig sind Anlagen und Einrichtungen, die in einem funktionalen Zusammen-

hang mit der Biomethanaufbereitung, der Einspeisung in das Gasnetz sowie dem 

technischen Betrieb der Anlage stehen. Hierzu zählen insbesondere Aufbereitungs- 

und Einspeiseanlagen, Verdichter-, Mess-, Regel- und Steuerungseinrichtungen 

sowie betriebsbezogene Nebenanlagen. 

Darüber hinaus sind landwirtschaftliche Nebenanlagen, insbesondere Lagerhallen, 

zulässig, soweit sie dem Betrieb des Vorhabenträgers dienen und in einem funkti-

onalen Zusammenhang mit der bestehenden landwirtschaftlichen Nutzung stehen. 

Ebenso können Lagerhallen für sonstige gewerbliche Nutzungen zugelassen wer-

den, sofern diese betrieblich dem Standort zugeordnet sind und keine eigenstän-

dige, vom Sondergebietszweck unabhängige gewerbliche Entwicklung begründen. 

 

Grundflächenzahl 

Die Festsetzung einer Grundflächenzahl von 0,60 trägt den funktionalen Anforde-

rungen der geplanten Biomethanaufbereitungs- und Einspeiseanlage Rechnung. 

Der Anlagenbetrieb erfordert einen erhöhten Flächenbedarf für technische Einrich-

tungen, Containeranlagen, Verkehrsflächen sowie Nebenanlagen. Gleichzeitig 

stellt die Begrenzung der GRZ sicher, dass die bauliche Inanspruchnahme des 

Grundstücks auf das erforderliche Maß beschränkt bleibt und eine übermäßige Ver-

siegelung vermieden wird. Damit wird ein angemessener Ausgleich zwischen den 

betrieblichen Erfordernissen und den Belangen des Landschaftsbildes sowie des 

Bodenschutzes hergestellt. 

 

Höhe baulicher Anlagen 

Die Begrenzung der Gebäudehöhe auf maximal 10,0 m über dem natürlichen Ge-

lände dient der Einbindung der technischen Anlagen in das Orts- und Landschafts-

bild. Die Höhenfestsetzung verhindert eine städtebaulich unverhältnismäßige 
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Dominanz der Baukörper und trägt dem ländlich geprägten Umfeld Rechnung. 

Gleichzeitig gewährleistet die gewählte Höhe die technische Umsetzbarkeit der ge-

planten Anlage.  

 

Folgende Festsetzungen werden getroffen: 

1.1.1 Das sonstige Sondergebiet dient der Biomethanaufbereitung und -

einspeisung sowie der hierzu erforderlichen Infrastruktur. 

1.1.2 Im sonstigen Sondergebiet sind zulässig; 

• Anlagen zur Aufbereitung von Biogas zu Biomethan einschließlich 

Einspeiseanlagen in das Gasnetz, 

• technische Anlagen und Einrichtungen wie Verdichter-, Mess-, Re-

gel-, Steuer- und Übergabestationen, 

• Lager-, Betriebs- und Werkhallen sowie Containeranlagen, soweit 

sie dem Betrieb, der Wartung oder dem technischen Support der 

Biomethanlage dienen. 

• landwirtschaftliche Nebenanlagen und Lagerhallen, soweit sie dem 

am Standort ansässigen landwirtschaftlichen Betrieb zugeordnet 

sind, 

• Lagerhallen für sonstige gewerbliche Nutzungen, soweit diese dem 

Grundstückseigentümer bzw. Vorhabenträger zugeordnet sind. 

 

5.2 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft 

Die im Bebauungsplan festgesetzten Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dienen der Berück-

sichtigung der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1 

Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie der Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB. Ziel ist 

es, die mit der Umsetzung des Bebauungsplans verbundenen Eingriffe in Natur 

und Landschaft auf das notwendige Maß zu begrenzen und verbleibende Beein-

trächtigungen sachgerecht auszugleichen. 

Innerhalb des Plangebietes sind vorhandene Gehölzstrukturen in Form von Einzel-

bäumen und Baumgruppen vorhanden, die zur Gliederung des Gebietes sowie zur 

Einbindung der baulichen Anlagen in das Landschaftsbild beitragen. Diese vorhan-

denen Bäume werden im Bebauungsplan zum Erhalt festgesetzt. Durch die Erhal-

tungsfestsetzung wird sichergestellt, dass bestehende ökologisch wirksame Struk-

turen dauerhaft gesichert werden und ihre Funktion als Lebensraum für Tiere, als 

Bestandteil des Orts- und Landschaftsbildes sowie als kleinklimatisch wirksame 

Elemente erhalten bleibt. 

Die durch die Errichtung der baulichen Anlagen und Verkehrsflächen entstehenden 

Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft, insbesondere durch die Versiegelung von 
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Bodenflächen, werden soweit es möglich ist innerhalb des Plangebietes ausgegli-

chen. Der erforderliche naturschutzfachliche Ausgleich, der nicht innerhalb des 

Plangebietes kompensiert werden kann, erfolgt durch den Erwerb von Ökopunkten 

aus anerkannten Ökokonten. Mit dieser Vorgehensweise wird den Anforderungen 

des § 1a Abs. 3 BauGB Rechnung getragen, wonach der Ausgleich von Eingriffen 

auch außerhalb des Plangebietes zulässig ist, sofern die Maßnahmen geeignet sind, 

die Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft auszugleichen. 

Die folgenden Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen wirken den nach § 

44 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG definierten Tötungs- und Verletzungsverbot und 

Tatbestand der erheblichen Störungen während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 

Überwinterungs- und Wanderungszeiten sowie Hauptaktivitätszeiträume entge-

gen. 

 

Folgende Festsetzungen werden getroffen: 

1.2.1 VM1 Bauzeitenregelung (Avifauna, Microchiroptera, Herpetofauna) 

Zum Schutz der Fauna sind sämtlich Bauarbeiten (u.a. Baustellenein-

richtung, Abrissarbeiten, Gehölzbeseitigungen) außerhalb der Haupt-

brutzeiten, Hauptaktivitätszeiträume und Wanderungszeiten (01.03. 

bis 30.09.) vom 01. Oktober eines Jahres bis 28/29. Februar des 

Folgejahres durchzuführen. Die Bauarbeiten sind ununterbrochen 

fortzusetzen, um ansiedlungswillige Arten zu vergrämen. Bei einer 

Abweichung von der Bauzeitenregelung ist eine ökologische Baube-

gleitung (öBB) einzubeziehen, die zusätzliche Vermeidungsmaßnah-

men und ggf. die Umsetzung zusätzlich notwendiger Ersatzhabitate 

bestimmt.  

1.2.2 VM2 Ökologische Baubegleitung (öBB) 

Für die Gewährleistung einer ökologisch sachgerechten Bauabwick-

lung, insbesondere zur Berücksichtigung des vorsorgenden Arten-

schutzes, ist bei abweichenden Bauzeitenregelungen eine öBB einzu-

binden. Die dafür fachkundige Person ist der zuständigen Natur-

schutzbehörde vor Baubeginn schriftlich zu benennen. Die öBB nimmt 

während der Bautätigkeiten (Baustelleneinrichtung, Gehölzfällungen, 

Gebäudeabrissen und Erdarbeiten) an Bauberatungen teil und weist 

die am Bau Beschäftigten bei Bedarf in die naturschutzfachlichen und 

ökologischen Aspekte der Bauausführung ein. Der Bauablauf ist zu 

dokumentieren (Protokolle, Fotos) und der UNB unaufgefordert vor-

zulegen.  

1.2.3 VM3 Erhaltung und Sicherung von Gehölzen 

Die in der Planzeichnung zur Erhaltung festgesetzten Gehölze sind zu 

erhalten und dauerhaft zu sichern. Die Bäume im Bereich der Bau-

stellenzufahrt sind ggf. vor Beschädigungen zu schützen. Bedarfs-

weise sind Schutzmaßnahmen gemäß ZTV-Baumpflege 2017, DIN 

18920 sowie RAS-LP4 in Form von Stamm- und Überfahrschutz, 
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Pflegeschnitt und Schutz vor Abgrabungen umzusetzen. Nach Bau-

ende sind die von der Baustellentätigkeit betroffenen Bereiche wie-

derherzustellen. Bei Ausfall von Bäumen sind Ersatzpflanzungen vor-

zunehmen. 

1.2.4 VM4 Bodenschutz 

Eingriffe in das Schutzgut Boden sind auf ein für das Vorhaben erfor-

derliche Mindestmaß zu reduzieren. 

1.2.5 VM5 Grundwasserschutz 

Einsatz von Maschinen entsprechend dem Stand der Technik, um Ge-

fahren der Verunreinigung für das Grundwasser (z. B. durch Schmier- 

oder Kraftstoffeintrag) zu reduzieren. 

1.2.6 VM6 Beleuchtung 

Grünflächen sind von Beleuchtung freizuhalten. Für Außenbeleuch-

tungen sind ausschließlich nach unten gerichtete Lichter und Leucht-

mittel mit warmweißer Farbtemperatur von maximal 3000 Kelvin zu 

verwenden. Die Gehäuse sind gegen das Eindringen von Insekten 

staubdicht geschlossen auszuführen und dürfen eine Oberflächentem-

peratur von 60°C nicht überschreiten. Die Lichtpunkthöhe darf eine 

Höhe von 5,0 m oberhalb der zu beleuchtenden horizontalen Fläche 

nicht überschreiten. 

1.2.7 VM 7 Staub- und Lärmemissionsvermeidung 

Während der Bauphase sind Lärm- und Staubemissionen durch ent-

sprechende organisatorische und technische Maßnahmen (z. B. Abde-

ckung von Baustoffen, Beregnung bei Trockenheit, lärmarme Bauge-

räte) zu minimieren.  

 

5.3 Umweltprüfung  

Für die Aufstellung des Bebauungsplans ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umwelt-

prüfung durchzuführen. Mit der Planung werden die planungsrechtlichen Voraus-

setzungen für die Errichtung einer Biomethanaufbereitungs- und Einspeiseanlage 

geschaffen. Hiermit sind voraussichtlich Umweltauswirkungen verbunden, insbe-

sondere durch die bauliche Inanspruchnahme bislang unbebauter Flächen, die Ver-

siegelung von Boden sowie mögliche Auswirkungen auf das Landschaftsbild. Eine 

Befreiung von der Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung kommt daher 

nicht in Betracht. 

Im Rahmen der Umweltprüfung werden die voraussichtlichen erheblichen Auswir-

kungen der Planung auf die Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen, biologische Viel-

falt, Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter 

sowie deren Wechselwirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet. Grundlage 

hierfür bilden die Inhalte und Zielsetzungen des Bebauungsplans sowie der aktu-

elle Umweltzustand im Plangebiet und dessen Umgebung. 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung werden in einem Umweltbericht gemäß § 2a 

BauGB zusammengefasst und als gesonderter Teil der Begründung dem 
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Bebauungsplan beigefügt. Der Umweltbericht dokumentiert die ermittelten Um-

weltauswirkungen, die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 

und zum Ausgleich erheblicher Beeinträchtigungen sowie die Betrachtung von Pla-

nungsalternativen. Damit wird die notwendige Entscheidungsgrundlage für die Ab-

wägung der umweltbezogenen Belange im weiteren Planverfahren geschaffen. 

6. Wirtschaftliche Infrastruktur 

6.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Energie sowie die Ver- und Entsorgung wer-

den im Rahmen der vorhandenen bzw. zu schaffenden technischen Infrastruktur 

sichergestellt und bedarfsgerecht an die geplante Nutzung angepasst. 

Die Energieversorgung des Plangebietes erfolgt über den Anschluss an bestehende 

Energieversorgungsnetze. Ergänzend hierzu werden die im Plangebiet vorgesehe-

nen technischen Anlagen zur Biomethanaufbereitung und -einspeisung genutzt, 

sodass ein wesentlicher Teil der Energieversorgung betriebsintern bereitgestellt 

werden kann. Die konkrete Ausgestaltung der Energieversorgung und der Netzan-

bindungen erfolgt im Zuge der weiteren technischen Planung und im Rahmen der 

jeweiligen Genehmigungsverfahren. 

Für den Betrieb der vorgesehenen Biomethanaufbereitungs- und Einspeiseanlage 

ist keine kontinuierliche Wasserversorgung für Produktionsprozesse erforderlich. 

Je nach eingesetztem Aufbereitungsverfahren erfolgt die Gasaufbereitung ohne 

Wasser oder mit einem geschlossenen Wasserkreislaufsystem. Ein relevanter lau-

fender Wasserverbrauch ist daher nicht zu erwarten. Ein lediglich untergeordneter 

Wasserbedarf kann sich aus Reinigungs-, Wartungs- oder Servicevorgängen erge-

ben. 

Bei der vorgesehenen Nutzung als Biomethanaufbereitungs- und Einspeiseanlage 

fällt kein regelmäßiges Schmutzwasser aus Produktionsprozessen an. Die Anlage 

ist als technisch geschlossene Infrastruktur ausgeführt. Lediglich in geringem Um-

fang kann untergeordnetes Abwasser aus Wartungs- und Servicevorgängen ent-

stehen. Eine relevante Abwasserbelastung ist daher nicht zu erwarten. 

6.2 Gewässer 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Gewässer 

 

6.3 Telekommunikation 

Nach derzeitigem Kenntnisstand befinden sich keine Telekommunikationsanlagen 

innerhalb des Geltungsbereichs. 

 

6.4 Abfallrecht 

Die abfallrechtlichen Belange werden im Rahmen der Umsetzung des Bebauungs-

plans entsprechend den gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt. Durch die festge-

setzte Nutzung als Biomethanaufbereitungs- und Einspeiseanlage ist nicht mit 
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erheblichen Abfallmengen zu rechnen. Der Anlagenbetrieb ist überwiegend tech-

nisch geprägt und auf geschlossene Prozessabläufe ausgelegt. 

 

Im laufenden Betrieb fallen in erster Linie betriebsbedingte Abfälle in geringem 

Umfang an, wie z. B. Verpackungsmaterialien, Verschleiß- und Ersatzteile sowie 

gegebenenfalls Filter- oder Wartungsmaterialien. Diese Abfälle sind den jeweils 

zutreffenden Abfallarten zuzuordnen und getrennt zu erfassen. Eine Lagerung er-

folgt ausschließlich in untergeordnetem Umfang und zeitlich begrenzt innerhalb 

der dafür vorgesehenen betrieblichen Flächen. 

Die Entsorgung der anfallenden Abfälle hat gemäß den Vorgaben des Kreislauf-

wirtschaftsgesetzes (KrWG) sowie den einschlägigen untergesetzlichen Regelwer-

ken zu erfolgen. Abfälle sind vorrangig einer Verwertung zuzuführen; nicht ver-

wertbare Abfälle sind ordnungsgemäß zu beseitigen. Gefährliche Abfälle fallen 

nach derzeitigem Kenntnisstand nicht an. Sollte im Einzelfall dennoch der Umgang 

mit gefährlichen Abfällen erforderlich werden, sind die entsprechenden abfallrecht-

lichen Vorschriften einzuhalten. 

Im Rahmen der Bauphase anfallende Abfälle, insbesondere Bau- und Abbruchab-

fälle, sind ebenfalls fachgerecht zu trennen und entsprechend den geltenden ab-

fallrechtlichen Bestimmungen zu verwerten oder zu entsorgen. 

Insgesamt stehen der Planung keine abfallrechtlichen Belange entgegen. Die ord-

nungsgemäße Abfallbewirtschaftung wird im Rahmen der weiteren technischen 

Planung und der nachfolgenden Genehmigungsverfahren sichergestellt. 

 

6.5 Brandschutz 

Die Belange des Brandschutzes werden bei der Planung und Umsetzung des Be-

bauungsplans berücksichtigt. Aufgrund der vorgesehenen Nutzung als Biometha-

naufbereitungs- und Einspeiseanlage handelt es sich um eine technisch geprägte 

Anlage mit erhöhten Anforderungen an den vorbeugenden und abwehrenden 

Brandschutz. 

Der vorbeugende Brandschutz ist im Rahmen der konkreten Gebäude- und Anla-

genplanung sicherzustellen. Hierzu zählen insbesondere die Einhaltung der ein-

schlägigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften, die Verwendung geeigneter Bau-

stoffe, die Ausbildung von Brandabschnitten sowie die Anordnung und Ausführung 

technischer Sicherheitseinrichtungen. Die Anforderungen an den Brandschutz er-

geben sich aus der jeweils geltenden Landesbauordnung sowie aus spezialgesetz-

lichen Regelwerken für Anlagen mit brennbaren Gasen. 

Der abwehrende Brandschutz wird durch die Sicherstellung einer ausreichenden 

Löschwasserversorgung sowie durch die Gewährleistung einer ausreichenden Er-

schließung für Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr berücksichtigt. Die erforderlichen 

Feuerwehrzufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen sind im Rahmen der nach-

folgenden Planung vorzusehen und dauerhaft freizuhalten. Die Löschwasserver-

sorgung ist entsprechend den geltenden technischen Regelwerken nachzuweisen; 
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Art und Umfang werden in Abstimmung mit der zuständigen Brandschutzdienst-

stelle festgelegt. 

Darüber hinaus sind betriebsbezogene organisatorische Maßnahmen, wie Brand-

melde- und Sicherheitseinrichtungen sowie Alarm- und Notfallkonzepte, im Zuge 

der weiteren Planung und im Rahmen der jeweiligen Genehmigungsverfahren zu 

berücksichtigen. 

Die konkrete Ausgestaltung der brandschutztechnischen Maßnahmen ist nicht Ge-

genstand der verbindlichen Bauleitplanung, sondern wird im Rahmen der nachfol-

genden Bau- und Genehmigungsverfahren festgelegt. Durch die Sicherstellung der 

grundsätzlichen Erschließung und der technischen Rahmenbedingungen stehen 

brandschutzrechtliche Belange der Umsetzung des Bebauungsplans nicht entge-

gen. 

 

 


